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1. E-Rezept: Nachweis bei Krankheitskosten 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat mit Schreiben vom 26.11.2024 mitgeteilt, dass die 
einkommensteuerliche Abziehbarkeit als außergewöhnliche Belastung bei verschreibungspflichtigen 
Medikamenten ab dem Veranlagungszeitraum (VZ) 2024 mittels E-Rezept gegeben ist, sofern der 
Nachweis der Zwangsläufigkeit der entstandenen Krankheitskosten erfolgt. Der Kassenbeleg ist bei 
Einlösung eines E-Rezeptes ein hinreichender Nachweis. Bei privater Krankenversicherung kann dieser 
alternativ durch den Kostenbeleg der Apotheke bzw. die Rechnung der Online-Apotheke erbracht wer-
den. 
 
Der Beleg muss den Namen des Steuerpflichtigen, die Art der Leistung (z.B. Bezeichnung des Arznei-
mittels), den Betrag bzw. Zuzahlungsbetrag sowie die Art des Rezeptes enthalten. Für den VZ 2024 
wird ein Kassenbeleg ohne den Namen des Steuerpflichtigen nicht beanstandet. Zu minderjährigen oder 
unterhaltsberechtigten Kindern sollte im Einzelfall mit dem Steuerberater gesprochen werden. 
 
 
2. Vorsteuerabzug bei Lieferung von Mieterstrom aus einer PV-Anlage 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte sich mit der Frage zu befassen, ob die Lieferung von Strom aus einer 
auf dem Dach des vermieteten Hauses befindlichen PV umsatzsteuerpflichtig und der Vermieter im 
Umkehrschluss berechtigt ist, in diesem Zusammenhang Vorsteuerabzug geltend zu machen. Grundsätz-
lich ist die Vermietung von Wohnraum umsatzsteuerfrei. Gleiches gilt auch für unselbstständige Neben-
leistungen in diesem Zusammenhang. Somit ist in diesem Fall kein Vorsteuerabzug möglich. 
 
Im zu entscheidenden Fall hatte der Vermieter eine PV-Anlage auf das Dach des Mietshauses aufge-
bracht und mit den Mietern eine Zusatzvereinbarung zum Mietvertrag über die Lieferung des Stroms, 
mit der Möglichkeit der Kündigung mit einer Frist von 4 Wochen, abgeschlossen. Es wurde der übliche 
Strompreis mit gesonderter Abrechnung über einen gesonderten Zähler berechnet. Die Umbaukosten für 
den Fall eines Stromanbieterwechsels hätte der Mieter zu tragen gehabt. 
 
Die Anlage als solche wurde im Streitjahr installiert. Der Vermieter wollte aus den Rechnungen die 
Vorsteuer für die Installationskosten der PV-Anlage geltend machen. Dies lehnte das Finanzamt ab, da 
es sich bei der Stromlieferung um eine unselbstständige Nebenleistung aus der umsatzsteuerfreien 
Wohnungsvermietung handele. 
 
Sowohl das Niedersächsische Finanzgericht als auch der BFH schlossen sich jedoch der Auffassung des 
Vermieters an und ließen den Vorsteuerabzug zu. Es liegt keine Koppelung zwischen Miet- und 
Stromlieferungsvertrag vor, da der Mieter den Stromlieferungsvertrag hätte kündigen und einen anderen 
Anbieter frei wählen können.  
 
 
3.  Gewährung nicht marktüblich verzinsten Darlehens ist  

schenkungsteuerpflichtig 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 31.7.2024 entschieden, dass der Vorteil, der aus der 
Inanspruchnahme eines auf unbestimmte Zeit abgeschlossenen niedrig verzinsten Privatdarlehens im 
Verhältnis zu einem Bankdarlehen zum marktüblichen Zins entsteht, als gemischte Schenkung der 
Schenkungsteuerpflicht unterliegt.  
 
Wenn allerdings festgestellt wird, dass für den Fall der Inanspruchnahme eines Bankdarlehens ein ge-
ringerer Zinssatz feststeht als der gesetzlich bestimmte Wert von 5,5 %, dann ist lediglich die Differenz 
zwischen dem günstigeren Bankzins und dem vertraglich vereinbarten Zins als Schenkung zu betrach-
ten. 
Das erstinstanzliche Finanzgericht Mecklenburg-Vorpommern habe zwar zutreffend erkannt, dass in der 
Darlehensgewährung eine freigiebige Zuwendung zu sehen sei, aber verkannt, dass ein niedrigerer Zins-



satz als die gesetzlich verankerten 5,5 % nicht nachgewiesen werden müsse. Vielmehr reiche die Fest-
stellung der Möglichkeit der Inanspruchnahme eines solchen Darlehens aus. 
 
Weiterhin sei bei unbefristeten Darlehen der Jahreswert des Nutzungsvorteils, hier der Zinsvorteil, mit 
dem gesetzlich normierten Faktor zu multiplizieren. Bei einer zeitlich festgelegten Darlehensdauer sei 
diese hingegen als Faktor zu verwenden. Ein feststehender niedriger Zinssatz kann hier nicht herange-
zogen werden. 
 
 
4. Grundsteuererlass für 2024 bei Einnahmeausfall bis 31.3.2025 beantragen 
 
Unabhängig von Fragestellungen zu Änderungen der Grundsteuer im Rahmen der Grundsteuerreform, 
über die bereits mehrfach berichtet wurde, ermöglicht das Grundsteuergesetz in bestimmten Fällen auf 
formlosen Antrag hin einen Erlass bzw. Teilerlass der Grundsteuer.  
 
Wichtig: Dieser Antrag muss bis zum 31.3. des Folgejahres bei der zuständigen Stadt- oder Gemeinde-
verwaltung bzw. in den Stadtstaaten (Hamburg, Bremen, Berlin) beim zuständigen Finanzamt einge-
gangen sein. Für das Kalenderjahr 2024 ist der Antrag bis zum 31.3.2025 einzureichen. 
 
Neben einem Erlass für Kulturgüter, Grünanlagen und Reinertragsminderung bei Betrieben der Land- 
und Forstwirtschaft gibt es die Möglichkeit für Vermieter bebauter Grundstücke, einen Erlass auf die 
Grundsteuer in Höhe von 25 % zu erhalten, wenn der normale Rohertrag um mehr als 50 % für das be-
treffende Jahr gemindert war bzw. 50 %, wenn eine vollständige Minderung um 100 % eingetreten ist. 
Dieser Ausfall kann auf Leerstand zurückzuführen sein oder auf Zahlungsausfall und betrifft sowohl 
Wohn- als auch gewerbliche Vermietung. 
 
Voraussetzung für einen Erlass ist, dass der Leerstand oder Mietausfall nicht vom Vermieter selbst ver-
schuldet war. Im Fall einer Unbewohnbarkeit aufgrund höherer Gewalt wie z.B. durch Hochwasser-
schäden liegt kein Eigenverschulden vor. Anders sieht es hingegen bei selbst herbeigeführtem Leerstand 
aufgrund von Modernisierungen und Renovierungen aus oder wenn der Vermieter keine ausreichenden 
Vermietungsbemühungen unternommen hat. 
 
Hierfür ist das Inserieren in regionalen Zeitungen und Internetportalen erforderlich und ggf. die Beauf-
tragung eines Maklerunternehmens. Bei gewerblichen Vermietungsobjekten ist zusätzlich das Inserieren 
in überregionalen Zeitungen und Portalen nachzuweisen. So hat es das Verwaltungsgericht Koblenz in 
seinem Urteil vom 17.10.2023 entschieden. 
 
Sowohl die Höhe des Mietausfalls als auch der Nachweis der Vermietungsbemühungen ist der zuständi-
gen Behörde zu belegen. Diese Nachweise können allerdings auch noch nach Ablauf der Antragsfrist 
eingereicht werden. 
 
Über die genauen Voraussetzungen für die Inanspruchnahme eines Grundsteuererlasses informiert der 
Steuerberater. 
 
 
5. Änderung der Kleinunternehmerregelung seit 1.1.2025 
 
Seit dem 1.1.2025 gilt für in Deutschland ansässige Kleinunternehmen ein besonderes Meldeverfahren 
beim Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) zur Inanspruchnahme der Kleinunternehmer-Regelung auch 
im europäischen Ausland. Umgekehrt geben im europäischen Ausland ansässige Kleinunternehmen mit 
Tätigkeit in Deutschland beim BZSt innerhalb eines Monats nach Ablauf des Quartals eine elektroni-
sche Umsatzsteuermeldung ab. 
 
Steuerfreiheit gilt bis zu einer Gesamtumsatzgrenze für das Vorjahr von 25.000 €, 100.000 € für das 
laufende Jahr. Wird im laufenden Jahr die Grenze von 25.000 € überschritten, scheidet im Folgejahr die 
Inanspruchnahme der Kleinunternehmer-Regelung aus. 



 
Wird der Umsatz von 100.000 € im laufenden Jahr überschritten, gilt genau ab diesem Zeitpunkt im 
laufenden Jahr die Kleinunternehmer-Regelung nicht mehr. Der Unternehmer selbst muss über das Jahr 
die 100.000 €-Grenze im Blick behalten, denn der Steuerberater erhält die Unterlagen zeitverzögert. 
Wichtig ist, das Prozedere mit dem Steuerberater zu besprechen.  
 
Bei Neugründungen stellt die 25.000 €-Grenze eine absolute Grenze im ersten Jahr dar.  Bereits der 
diese Grenze überschreitende Umsatz unterliegt der Regelbesteuerung. Die bis dahin erbrachten Umsät-
ze bleiben steuerfrei. 
 
Es handelt sich bei den genannten Schwellenwerten um Nettoumsätze, da die Umsätze nunmehr steuer-
frei sind und nicht nur seitens des Gesetzgebers auf die Steuererhebung verzichtet wird. 
 
Für Kleinunternehmer gibt es zudem vereinfachte Rechnungsregelungen und -hinweispflichten, worüber 
der Steuerberater detailliert informiert. E-Rechnungen muss der Kleinunternehmer nur empfangen kön-
nen. Zum Versand ist er nicht verpflichtet. 
 
 
6. BFH ändert Rechtsprechung zur Ermittlung der Fahrzeuggesamtkosten  

bei Leasing für berufliche Fahrten  
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte über einen Fall zu entscheiden, in dem ein angestellter Außendienst-
mitarbeiter für überwiegend berufliche Zwecke einen PKW geleast hatte. Für das Fahrzeug fielen neben 
regelmäßig periodisch wiederkehrenden Ausgaben wie Treibstoff, Versicherung, Steuern, Beitrag zum 
Automobilclub, Reifenwechsel und Leasingraten zu Beginn der Leasingzeit auch weitere einmalige 
Kosten an: 
 
• Leasingsonderzahlung 
• Anschaffungskosten für Zubehör, z.B. Winterreifen 
• Zusatzleistungen, z.B. Anmeldung. 
 
Zum Zwecke der Ermittlung der tatsächlichen Kosten für sonstige berufliche Fahrten (keine Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte und keine Familienheimfahrten) können die tatsächlich anfallen-
den Fahrzeuggesamtkosten ermittelt und der konkrete Kilometersatz berechnet werden.  
 
In der Vergangenheit sind nicht periodisch wiederkehrende Aufwendungen nach dem Abflussprinzip 
berücksichtigt worden, regelmäßig also im Jahr der Anschaffung des Leasingfahrzeugs. Der Kläger 
wollte diesen erhöhten Fahrzeuggesamtkostenwert berechnet auf die gefahrenen Kilometer auch in den 
folgenden Jahren geltend machen. 
Das haben sowohl das Finanzamt als auch Finanzgericht (FG) und der BFH abgelehnt, da hiermit die 
drei o.g. Ausgabeposten mehrfach komplett berücksichtigt werden würden. 
 
Allerdings hält der BFH seine bisherige Rechtsprechung nicht mehr aufrecht. Vielmehr sollen dem 
Grunde nach die Leasingsonderzahlung, die Zubehörkosten und die Zusatzleistungen gleichmäßig auf 
die gesamte Laufzeit verteilt werden, sofern eine berufliche Veranlassung vorliegt und die Leasingson-
derzahlung am Anfang der Leasingzeit die monatlichen Leasingraten reduziert. 
 
Demnach verringert sich künftig der Gesamtkostenansatz für das erste Jahr des Leasingzeitraums, er-
höht sich jedoch für die weiteren Jahre. 
 
Der BFH hat den Fall an das FG zurückverwiesen, damit dieses den Sachverhalt weiter aufklärt und 
unter Berücksichtigung der Rechtsauffassung des BFH erneut entscheidet, da nicht bei allen Kostenpo-
sitionen die berufliche Veranlassung über den gesamten Zeitraum festgestellt worden war. 
 
Betroffene Steuerpflichtige sollten sich steuerlich beraten lassen, sofern noch nicht rechtskräftige Be-
scheide vorliegen. 



 
 
7. Steuerfortentwicklungsgesetz – was davon übrig bleibt 
 
Das Steuerfortentwicklungsgesetz (SteFeG) war zunächst als 2. Jahressteuergesetz gedacht - verbunden 
mit entsprechenden Hoffnungen für das Jahr 2025. Bevor das Gesetz in den Bundestag eingebracht 
wurde, zerbrachen die politischen Mehrheitsverhältnisse und damit auch die Chancen für den ursprüng-
lichen Entwurf des SteFeG. 
 
Am 1.1.2025 ist ein Rumpf-SteFeG in Kraft getreten, denn eine politische Mehrheit für die geplanten 
umfangreichen Steuerentlastungen konnte vor der Bundestagswahl am 23.2.2025 nicht mehr gebildet 
werden. 
 
Verständigen konnte sich eine politische Mehrheit für die Jahre 2025 und 2026 auf eine Erhöhung des 
Bundeskindergeldes um 5 € ab 1.1.2025 auf 255 € und nochmals 4 € ab 1.1.2026 auf dann 259 €. 
 
Weiterhin wurde der steuerliche Grundfreibetrag von 11.784 € auf 12.096 € in 2025 und auf 12.348 € in 
2026, der Kinderfreibetrag von 6.612 € auf 6.672 € in 2025 und 6.828 € in 2026 angehoben. 
 
Die Freigrenze beim Solidaritätszuschlag wird für 2025 von 18.130 € auf 19.950 € und für 2026 auf 
20.350 € erhöht. 
 
 
8. Verkürzung der handels- und steuerrechtlichen Aufbewahrungsfristen  

für Buchungsbelege 
 
Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit Schluss des Kalenderjahres, in dem die letzte Eintragung in das 
Buch oder Inventar erfolgt, die Eröffnungsbilanz, der Jahresabschluss oder Lagebericht aufgestellt, 
Handels- oder Geschäftsbriefe empfangen, abgesandt oder der Buchungsbeleg entstanden ist.  
 
Im Einzelnen können nachfolgend aufgezeigte Unterlagen nach dem 31.12.2024 vernichtet werden: 
 
• Aufbewahrungsfrist 8 Jahre (ab 1.1.2025; bis 31.12.2024, falls 10 Jahre noch nicht abgelaufen 

sind)*: 
Rechnungen und Buchungsbelege 

 
• Aufbewahrungsfrist 10 Jahre (wie bisher)*: 

Bücher, Inventare, Bilanzen, Offene-Posten-Buchführung,  d.h. Bücher mit Eintragungen vor dem 
1.1.2015, Bilanzen und Inventare, die vor dem 1.1.2015 aufgestellt sind, sowie Belege mit Buch-
funktion. 

 
• Aufbewahrungsfrist 6 Jahre*: 

Empfangene Handels- und Geschäftsbriefe sowie Kopien von abgesandten Handels- und Geschäfts-
briefen, sonstige Unterlagen – d.h. Unterlagen und Lohnkonten, die vor dem 1.1.2019 entstanden 
sind. 

 
Für Personen und Gesellschaften, die der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) unterliegen, gibt es Sonderregelungen. Die Verkürzung der Aufbewahrungsfristen gilt hier erst 
ab dem 1.1.2026. 
 
Bilanzielle Rückstellungen für die Aufbewahrung von Unterlagen sind bei kürzeren Aufbewahrungsfris-
ten in der Regel zu reduzieren.  
 
* Dies gilt nicht, soweit Bescheide noch nicht bestandskräftig sind bzw. Rechtsbehelfs- oder Kla-

geverfahren anhängig sind oder eine Außenprüfung angekündigt wurde.  
 



Bitte unbedingt beachten: Es sollten keine Unterlagen ohne Rücksprache mit dem Steuerberater ver-
nichtet werden. 
 
 
9. Neue Entscheidungen des BFH zur Erbschaftsteuer 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte in letzter Zeit mehrere Verfahren mit Bezug zum Erbschaftsteuer-
recht zu entscheiden. 
 
In einem Verfahren ging es um Leistungen aus einer Sterbegeldversicherung, die der Erblasser bereits 
zu Lebzeiten an ein Bestattungsunternehmen abgetreten hatte und die Frage, ob diese den Nachlasswert 
erhöht, was sich steuererhöhend auswirken kann. Hieran schloss sich die Frage, ob dann die konkrete 
Höhe der Bestattungskosten oder lediglich die Erbfallkostenpauschale von zu diesem Zeitpunkt noch 
10.300 € vom Nachlass abzuziehen sei. 
 
Der BFH hat zwar das Verfahren zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das erstinstanzliche 
Finanzgericht (FG) zurückverwiesen, da noch notwendige Sachverhaltsfeststellungen zu tätigen waren. 
Er hat aber deutlich gemacht, dass zwar die Zahlung an das Bestattungsunternehmen nicht zum Nach-
lass gehöre, aber ein gleichwertiger Sachleistungsanspruch des Erblassers gegenüber dem Bestattungs-
unternehmen auf den Erben übergehe, sodass der Nachlass um diesen Betrag zu erhöhen sei. Daher 
dürfe auch nicht nur die Erbfallkostenpauschale in Abzug gebracht werden, sondern die gesamten Be-
stattungskosten, wobei dieser Betrag bei mehreren Erben nur einmal gewährt werde. Gleiches gilt, wenn 
der Erbe einen direkten Zahlungsanspruch gegenüber der Versicherung hat. 
 
In einem anderen Fall hatte der BFH darüber zu befinden, ob für den Fall, dass mehrere Erben oder 
Vermächtnisnehmer nach dem Tod des Erblassers vorhanden sind und jedem konkrete Gegenstände 
und/oder Geldbeträge zugewendet werden, die Nachlassregelungs- und Unterbringungskosten als den 
Nachlass und somit die Erbschaftsteuer mindernde Position zu bewerten sind. Die Finanzbehörde wie 
auch das erstinstanzliche FG verweigerten die Anerkennung, nicht jedoch der BFH.  
 
Dieser schloss sich der Auffassung der Kläger an, dass diese Kosten notwendig und berücksichtigungs-
fähig waren, da Nachlassgegenstände teilweise erst veräußert werden mussten, um die Anordnungen des 
Erblassers zu erfüllen. Somit waren auch Unterbringungs- und Sachverständigenkosten umfasst. Diese 
minderten den Nachlass und somit die Höhe der Erbschaftsteuer. 
 
In einem dritten Fall hatte der BFH über die Höhe der Erbschaftsteuerfreibeträge von Verwandten zu 
entscheiden. Konkret ging es darum, dass der gesetzliche Steuerfreibetrag eines Kindes 400.000 € be-
trägt, während die Höhe des Freibetrags eines Enkelkindes davon abhängt, ob ein erbberechtigter El-
ternteil bereits vorverstorben ist. Dann wäre der Freibetrag ebenfalls 400.000 €, ansonsten lediglich 
200.000 €. 
 
Erklärt ein Elternteil vor Eintritt des Erbfalls mit notarieller Urkunde einen Erb- und Pflichtteilsverzicht 
während der Elternteil noch lebte, so beträgt der Freibetrag für den Enkel nach Auffassung des FA, FG 
und des BFH lediglich 200.000 €. 
 
Im Gesetz sei ausdrücklich geregelt, dass der höhere Freibetrag nur zu gewähren sei, wenn die Eltern-
generation tatsächlich verstorben sei. Eine Todesfiktion durch Erbverzicht habe diese Wirkung aus-
drücklich nicht.   
 
Durch das Jahressteuergesetz 2024 wurde die Erbfallkostenpauschale für Erwerbe ab dem 1.1.2025 von 
10.300 € auf 15.000 € erhöht. Bei beschränkter Steuerpflicht können Erben nun auch Nachlassverbind-
lichkeiten hinsichtlich des Anteils geltend machen, der auf Vermögen entfällt, welches der deutschen 
Erbschaftsteuer unterliegt. 
 
 



10. Reisekostenpauschalen seit 1.1.2025 
 
Für berufliche Auslandsreisen seit dem 1.1.2025 hat das Bundesministerium der Finanzen (BMF) für 
einige Länder / Städte neue Pauschbeträge für Verpflegungsmehraufwendungen und Übernachtungskos-
ten festgelegt. 
 
Die aktualisierten Pauschalen sind mit deutlich hervorgehobenen Änderungen in einer Aufstellung er-
sichtlich. Das BMF-Schreiben v. 2.12.2024 enthält außerdem wichtige Erläuterungen zur Anwendung 
dieser Pauschalen, einschließlich spezieller Regelungen für eintägige Auslandsreisen, Anpassungen der 
Verpflegungspauschalen und doppelter Haushaltsführung im Ausland. 
 
Das komplette Schreiben ist auf der Homepage des BMF unter:  
Service – Publikationen – BMF-Schreiben – Schreiben v. 2.12.2024 aufzufinden. 
 
Für Inlandsreisen bleiben die Regelungen für Verpflegungsmehraufwendungen, Übernachtungskosten 
und doppelte Haushaltsführung im Vergleich zu 2024 unverändert. 
 
 
11. Neue Sachentnahmen-Pauschbeträge 2025 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat mit Schreiben vom 21.1.2025 die für 2025 geltenden, 
leicht erhöhten Pauschalbeträge bei Sachentnahmen (unentgeltliche Wertabgaben) für Nahrungsmittel 
und Getränke mitgeteilt. Es handelt es sich um Jahresbeträge, bei monatlicher Buchung ist zu zwölfteln. 
 
Der Gesetzgeber nimmt an, dass Personen, die Nahrungsmittel und Getränke gewerblich verkaufen, 
diese auch privat konsumieren. Bei privatem Verzehr oder Verbrauch müssen grds. Einzelaufzeichnun-
gen über die entnommenen Werte erfasst werden, was sich nur bei geringem Eigenverbrauch lohnt.  
 
Aus Vereinfachungsgründen hat der Gesetzgeber unterschiedliche Sachentnahme-Pauschalwerte für 
verschiedene Unternehmenszweige festgelegt. 
 
Diese finden sich in der Liste des BMF (www.bundesfinanzministerium.de - Themen - Steuern - Steu-
erverwaltung & Steuerrecht - Betriebsprüfung - Richtsatzsammlung / Pauschbeträge). Eine Einzelauf-
zeichnung ist bei Verwendung der Pauschalwerte nicht notwendig. Nur für z.B. Tabak, Zeitschriften, 
Bekleidung oder Elektroartikel ist immer eine Einzelaufzeichnung erforderlich. 
 
Die Pauschalbeträge liegen je nach Gewerbezweig zwischen 390 € pro erwachsener Person und Jahr 
ohne Umsatzsteuer (Getränkeeinzelhandel) und 4.045 € (Gaststätte mit Abgabe von kalten und warmen 
Speisen). Kinder unter 2 Jahren bleiben unberücksichtigt, Kinder im Alter von 2-12 Jahren werden mit 
dem hälftigen Jahrespauschbetrag veranschlagt. 
 
 
12. Keine verdeckte Gewinnausschüttung bei bloßer Nutzungsmöglichkeit einer 

Immobilie 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte u.a. darüber zu befinden, ob die reine Möglichkeit der privaten Nut-
zung einer betrieblichen Immobilie durch den Gesellschafter einer (eigenen) Kapitalgesellschaft bei 
diesem eine verdeckte Gewinnausschüttung (vGA) darstellt. Der Gesellschafter und seine Frau hatten 
die ausländische Immobilie gegen Mietzahlung bewohnt, zogen dann unter Einstellung der Mietzahlung 
zurück nach Deutschland. 
 
Die Immobilie wurde in der Folgezeit einige Male vom Gesellschafter ohne Nutzungsvereinbarung oder 
Zahlung genutzt, nach Darstellung des Gesellschafters, um die Immobilie für den Verkauf vorzuberei-
ten. Das Finanzamt (FA) rechnete dem Gesellschafter eine orts- und objektangemessene Miete als fikti-
ve Einkünfte aus Kapitalvermögen zu. Das Finanzgericht (FG) schloss sich der Auffassung des FA an.  
 



Der BFH hat der Revision des Gesellschafters stattgegeben, das Verfahren aber an das FG zurückver-
wiesen, da es nicht festgestellt hatte, ob private oder berufliche Nutzung vorlag. Dies sah der BFH als 
entscheidungserheblich an. Es komme für eine vGA nicht darauf an, ob eine Nutzungsvereinbarung 
oder ein ausdrückliches Nutzungsverbot vorliege. 
 
 
13. Vertragslaufzeiten bei Glasfaser-anschlüssen – Beginn der Laufzeit 
 
Eine Verbraucherzentrale monierte vor Gericht, dass ein Glasfaseranbieter – wie viele Mitbewerber – 
Verträge mit einer Mindestlaufzeit von 2 Jahren anbot. Dabei begann die Vertragslaufzeit jedoch nicht 
mit dem Abschluss des Vertrags, sondern erst mit der Freischaltung des Glasfaseranschlusses. 
 
Diese Praxis, die sich in der Branche etabliert hatte, wurde von der Verbraucherzentrale vor dem Han-
seatischen Oberlandesgericht (OLG) angefochten. Mit Erfolg: Das OLG erklärte diese Regelung für 
unzulässig. 
 
Ein zentraler Kritikpunkt war, dass die Verzögerung des Vertragsbeginns die tatsächliche Bindungsdau-
er der Verbraucher unzulässig verlängerte. Der Zeitraum des Glasfaserausbaus wurde dabei faktisch auf 
die gesetzlich maximal zulässige Vertragslaufzeit von 2 Jahren aufgeschlagen. Das OLG betonte in 
seinem Urteil, dass die gesetzliche Regelung speziell dazu dient, Verbraucher vor einer übermäßig lan-
gen Bindung zu schützen und ihre Wahlfreiheit bei der Anbieterwahl zu erhalten. 
 
Der Glasfaserausbau kann sich je nach Region und Projektumfang von wenigen Wochen bis zu mehr als 
einem Jahr hinziehen. Verträge werden oft bereits vor Baubeginn abgeschlossen, häufig im Rahmen von 
Haustürgeschäften. Bislang mussten Verbraucher akzeptieren, dass die Kündigungsfrist erst ab der tat-
sächlichen Freischaltung des Anschlusses begann – unabhängig davon, wie lange der Ausbau dauerte. 
Diese Praxis wurde durch das OLG nun als rechtswidrig eingestuft. 
 
Das Urteil setzt ein klares Signal an die Anbieter, dass die gesetzliche Höchstlaufzeit von 2 Jahren auch 
im Zusammenhang mit dem Glasfaserausbau eingehalten werden muss. Es wurde Revision beim Bun-
desgerichtshof eingelegt, wodurch das Urteil nicht rechtskräftig geworden ist. 
 
 
14. Rückzahlung von Bankentgelten 
 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat über die Rückzahlung von Bankentgelten entschieden, die aufgrund 
einer unwirksamen Zustimmungsfiktionsklausel (Inkrafttreten von Klauseln, wenn nicht aktiv wider-
sprochen wird) vereinbart werden sollten. 
 
Folgender Sachverhalt lag den BGH-Richtern dazu vor: Eine Sparkasse informierte den Bankkunden im 
Oktober 2017 darüber, dass er für seine zwei Girokonten ab dem 1.1.2018 Kontoführungsentgelte und 
Gebühren für eine Girokarte zu zahlen hat. Daraufhin kündigte der Kunde eines der Girokonten. Ab 
dem 1.1.2018 erhob die Sparkasse die angekündigten Gebühren. Der Bankkunde stimmte diesen Ände-
rungen der Bedingungen nicht aktiv zu. Die Sparkasse buchte die Entgelte in der Folgezeit vom Konto 
des Kunden ab. Im Juli 2021 widersprach dieser der Erhebung der Entgelte und verlangte die Rückzah-
lung der in den Jahren 2018 bis 2021 erhobenen Entgelte in Höhe von insgesamt 192 €. 
 
Der BGH entschied, dass der Bankkunde die Rückzahlung der Kontoführungsentgelte und des Entgelts 
für die Girokarte verlangen kann. Die fortgesetzte Nutzung eines Girokontos stellt keine stillschweigen-
de Zustimmung zu geänderten Entgeltbedingungen dar. Allein aus der Nutzung des Kontos lässt sich 
objektiv nicht ableiten, dass der Kontoinhaber mit den geänderten Konditionen der Bank oder Sparkasse 
einverstanden ist. 
 
Auch der Umstand, dass der Kontoinhaber die erhobenen Entgelte über einen Zeitraum von mehr als 
drei Jahren widerspruchslos gezahlt hat, führt nicht dazu, dass die Sparkasse die Entgelte behalten darf. 
 



 
15. Handelsgeschäft – Mängel sind unverzüglich zu rügen  
 
Kommt es zwischen zwei Parteien zu einem Handelsgeschäft, so hat der Käufer die Ware unverzüglich 
nach der Ablieferung durch den Verkäufer zu untersuchen und, wenn sich ein Mangel zeigt, diesem dem 
Verkäufer umgehend anzuzeigen. Unterlässt er die Anzeige, so gilt die Ware als genehmigt, es sei denn, 
dass es sich um einen Mangel handelt, der bei der Untersuchung nicht erkennbar war. 
 
Der Maßstab ist dabei ein objektiver, wobei Unterschiede nach Branche, Größe des Betriebs und Art der 
Ware zu machen sind. Für die Pflicht zur Untersuchung kommt es darauf an, welche Maßnahmen im 
normalen Geschäftsablauf von einem sorgfältigen Kaufmann in der jeweiligen Situation erwartet wer-
den können, um seine Gewährleistungsrechte zu sichern. Dabei müssen auch die berechtigten Interessen 
des Verkäufers berücksichtigt werden. 
 
Nicht erforderlich ist es dabei gerade, dass der Käufer die Ursache des Sachmangels herausfindet, um 
diesen konkret zu benennen. Für eine wirksame Rüge genügt eine hinreichende Konkretisierung des 
Mangelbefunds. Nicht erforderlich ist, dass diesem überhaupt eine vorangegangene Untersuchung zu-
grunde liegt. Selbst eine vom Käufer ins Blaue hinein erhobene Mängelrüge kann fristwahrend sein.  
 
Zur Untersuchungs- und Rügepflicht entschied das Oberlandesgericht Zweibrücken zu folgendem Sach-
verhalt: Ein Garten- und Landschaftsbauer kaufte einen Anhänger und reklamierte 3 Wochen nach Aus-
lieferung ein Aufschaukeln des Anhängers im Fahrbetrieb, wenn dieser nicht beladen sei. Ein sich auf-
schaukelnder Anhänger ist nicht mangelhaft, wenn das als Mangel gerügte Aufschaukeln mit einfachen 
Maßnahmen verhindert werden kann. Ferner ist es einem gewerblichen Käufer zuzumuten, innerhalb 
von 2 Wochen, einen Anhänger im Fahrbetrieb mit und ohne Ladung zu prüfen.  
 
 
16. Haftung des Betreibers einer Waschanlage 
 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat über die Haftung des Betreibers einer Autowaschanlage für einen 
Fahrzeugschaden entschieden. In der Waschanlage befand sich ein Hinweisschild, das auszugsweise wie 
folgt lautet:  
 
„Allgemeine Geschäftsbedingungen Autowaschanlagen/Portalwaschanlagen 
Die Reinigung der Fahrzeuge in der Waschanlage erfolgt unter Zugrundelegung der nachfolgenden Be-
dingungen: (…). 
Die Haftung des Anlagenbetreibers entfällt insbesondere dann, wenn ein Schaden durch nicht ord-
nungsgemäß befestigte Fahrzeugteile oder durch nicht zur Serienausstattung des Fahrzeugs gehörende 
Fahrzeugteile (z.B. Spoiler, Antenne, Zierleisten o.Ä.) sowie dadurch verursachte Lackkratzer verur-
sacht worden ist, außer den Waschanlagenbetreiber oder sein Personal trifft grobe Fahrlässigkeit oder 
Vorsatz.“ 
Unter diesem Hinweisschild befand sich ein Zettel mit der Aufschrift: 
„Achtung Keine Haftung für Anbauteile und Heckspoiler!“. 
 
Ein Autofahrer fuhr mit seinem Pkw in die Waschanlage ein, stellte es ordnungsgemäß ab, verließ die 
Waschhalle und startete den Waschvorgang. Während des Waschvorgangs wurde der zur serienmäßigen 
Fahrzeugausstattung gehörende, an der hinteren Dachkante angebrachte Heckspoiler abgerissen, 
wodurch das Fahrzeug beschädigt wurde. Daraufhin verlangte der Autofahrer vom Waschanlagenbe-
treiber Schadensersatz (hier: ca. 3.200 €). 
 
Dem Autofahrer steht wegen der Beschädigung seines Fahrzeugs ein vertraglicher Schadensersatzan-
spruch in der geltend gemachten Höhe zu, entschieden die BGH-Richter. Der Vertrag über die Reini-
gung eines Fahrzeugs umfasst als Nebenpflicht die Schutzpflicht des Waschanlagenbetreibers, das Fahr-
zeug des Kunden vor Beschädigungen beim Waschvorgang zu bewahren. Die Ursache für die Beschä-
digung des Fahrzeugs liegt allein im Obhuts- und Gefahrenbereich des Betreibers. Das Risiko, dass eine 
Autowaschanlage für ein marktgängiges Fahrzeug – wie es hier der Fall war – mit einer serienmäßigen 



Ausstattung wie dem betroffenen Heckspoiler konstruktionsbedingt nicht geeignet ist, fällt in den Ob-
huts- und Gefahrenbereich des Anlagenbetreibers. 
 
Weder aus der AGB noch aus dem Zusatz wurde dem Waschanlagennutzer hinreichend klar, dass ggf. 
von diesem Hinweis auch die Nutzung der Waschanlage durch Fahrzeuge mit serienmäßigem Heckspoi-
ler erfasst sein sollen. 
 
 
17. Entgeltabrechnungen als elektronisches Dokument 
 
Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer bei Zahlung des Arbeitsentgelts eine Abrechnung in Textform 
zu erteilen. Diese Verpflichtung kann er grundsätzlich auch dadurch erfüllen, dass er die Abrechnung 
als elektronisches Dokument zum Abruf in ein passwortgeschütztes digitales Mitarbeiterpostfach ein-
stellt. 
 
Der Anspruch eines Arbeitnehmers auf die Abrechnung seines Entgelts ist eine sog. Holschuld. Der 
Arbeitgeber erfüllt also seine Pflicht, indem er die Abrechnung an einer elektronischen Ausgabestelle 
bereitstellt. Für deren tatsächlichen Abruf durch den Arbeitnehmer ist er nicht verantwortlich. Aller-
dings muss er dabei sicherstellen, dass auch diejenigen Beschäftigten, die privat keinen Online-Zugriff 
haben (z.B. weil sie keinen Computer oder Internetanschluss besitzen), ihre Abrechnung dennoch einse-
hen und ggf. drucken können. Dies lässt sich z.B. durch die Bereitstellung der erforderlichen Ausstat-
tung im Betrieb sicherstellen. 
 
 
18. Ungleichbehandlung von Teilzeit-beschäftigten bei Überstundenzuschlägen 
 
In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) entschiedenen Fall unterlagen geleistete Überstunden einem 
Zuschlag von 30 %, sofern sie die monatliche Arbeitszeit eines vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers 
überschritten und im jeweiligen Kalendermonat nicht durch Freizeit ausgeglichen wurden. Alternativ 
konnte der Zuschlag in Form einer entsprechenden Zeitgutschrift auf dem Arbeitszeitkonto gutgeschrie-
ben werden. 
 
Die Richter des BAG kamen zu der Entscheidung, dass eine tarifliche Regelung, die vorsieht, dass 
Überstundenzuschläge erst gezahlt werden, wenn die regelmäßige Arbeitszeit eines Vollzeitbeschäftig-
ten überschritten wird, Teilzeitbeschäftigte im Vergleich zu Vollzeitbeschäftigten benachteiligt. Diese 
Regelung verstößt gegen das Diskriminierungsverbot von Teilzeitbeschäftigten, sofern keine sachlichen 
Gründe die Ungleichbehandlung rechtfertigen. 
 
Fehlen solche sachlichen Gründe, kann dies außerdem eine mittelbare Benachteiligung aufgrund des 
Geschlechts darstellen, wenn unter den betroffenen Teilzeitbeschäftigten deutlich mehr Frauen als Män-
ner sind. In solchen Fällen wird die Ungleichbehandlung regelmäßig als Verstoß gegen das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz gewertet. 
 
 
19. Wohngebäudeversicherung – Obliegenheiten bei Leerstand 
 
Sofern ein Wohngebäude, das gegen Leitungswasserschäden versichert ist und über einen längeren Zeit-
raum leer steht, also nicht wie üblich zu Wohnzwecken genutzt wird, muss der Versicherungsnehmer 
bestimmte Pflichten (Obliegenheiten) einhalten, die sich aus dem Versicherungsvertrag ergeben.  
 
So ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, das Gebäude in regelmäßigen Abständen zu überprüfen, 
um Schäden oder Gefahren frühzeitig zu erkennen und Maßnahmen zur Schadensverhütung zu ergrei-
fen. 
 



Alle wasserführenden Leitungen, Anschlüsse und Anlagen im Gebäude müssen abgesperrt und voll-
ständig entleert werden, damit kein Wasser unkontrolliert austreten und Schaden verursachen kann. 
Diese Vorsichtsmaßnahme muss während der gesamten Dauer des Leerstands aufrechterhalten werden. 
 
Wird diesen Pflichten nicht nachgekommen, kann der Versicherer die Leistung im Schadensfall verwei-
gern, da der Versicherungsnehmer gegen die vertraglich festgelegten Obliegenheiten verstoßen hat. 
 
Zusätzlich stellt weder die Präsentation des Gebäudes durch einen Immobilienmakler für Kaufinteres-
senten, noch eine geplante Neuvermietung, noch die Durchführung von Renovierungs- oder Umbauar-
beiten eine bestimmungsgemäße Nutzung des Gebäudes dar. Das bedeutet, dass solche Aktivitäten nicht 
als „Bewohnen“ im Sinne der Versicherungsbedingungen angesehen werden. Solange das Gebäude 
nicht tatsächlich zu Wohnzwecken genutzt wird, gilt es als unbewohnt und unterliegt den oben genann-
ten besonderen Sorgfaltspflichten. 
 
 
20. Ordentliche Kündigung trotz Ausgleich von Mietrückstand 
 
Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) kann jede Vertragspartei das Mietverhältnis aus wichtigem 
Grund außerordentlich fristlos kündigen. Ein wichtiger Grund liegt u.a. vor, wenn der Mieter über mehr 
als 2 Mietzahlungstermine hinweg mit einem Betrag in Verzug ist, der mindestens 2 Monatsmieten ent-
spricht. Der rückständige Betrag kann sich sowohl aus der Grundmiete als auch aus geschuldeten Ne-
benkostenvorauszahlungen zusammensetzen. Eine sog. Schonfristregelung im BGB räumt einem zah-
lungsrückständigen Mieter jedoch die Gelegenheit ein, eine außerordentliche Kündigung unwirksam zu 
machen, indem er den vollständigen Mietrückstand innerhalb von 2 Monaten nach Zustellung der Räu-
mungsklage begleicht.  
 
In einem vom Bundesgerichtshof entschiedenen Fall hatten die Mieter für die Monate Oktober 2019, 
Januar 2020 und Mai 2021 keine Miete gezahlt. Nachdem die Vermieterin sie mehrmals schriftlich an-
gemahnt hatte, erklärte sie mit Schreiben vom 8.6.2021 die fristlose und hilfsweise die ordentliche Kün-
digung des Mietverhältnisses wegen Zahlungsverzugs. Am 30.6.2021 glichen die Mieter die Mietrück-
stände vollständig aus. Die BGH-Richter hatten nun zu entscheiden, ob die Schonfristregelung auch für 
die ordentliche Kündigung gilt. 
 
Sie entschieden gegen die Mieter. Ein Ausgleich des Mietrückstands innerhalb der Schonfrist verhindert 
nur die fristlose Kündigung, nicht jedoch eine ordentliche Kündigung, die auf denselben Mietrückstand 
gestützt ist. 
 
 
21. Mithaftung nicht angeschnallter Mitfahrer 
 
Die Richter des Oberlandesgericht Köln haben entschieden, dass Fahrzeuginsassen, die entgegen der 
Gurtpflicht gemäß der Straßenverkehrsordnung nicht angeschnallt sind und dadurch andere Mitfahrer 
verletzen, selbst haftbar gemacht werden können. Bei der gesetzlichen Gurtpflicht handelt es sich um 
eine Norm, die auch die anderen Fahrzeuginsassen schützen soll. 
 
Bei einem Unfall wurde eine Beifahrerin verletzt. Verursacht wurde er von einem anderen Fahrzeugfah-
rer, der stark betrunken war und die Geschwindigkeitsbegrenzung deutlich überschritten hatte. Die 
Haftpflichtversicherung des Unfallverursachers versuchte, einen Teil der Kosten von einer weiteren 
Person zurückzufordern, die hinter der Beifahrerin saß und nicht angeschnallt war. Die Versicherung 
argumentierte, dass sie durch ihr Verhalten (nicht angeschnallt zu sein) die Verletzungen der Beifahrerin 
verschlimmert hatte. Sie sagte, die Knie der Nichtangeschnallten wären bei dem Aufprall gegen die 
Rückenlehne der Beifahrerin gedrückt worden und hätten dadurch zusätzliche Schäden verursacht. Hier 
lehnte jedoch das Gericht eine Mithaftung ab, weil der Gurtpflichtverstoß gegenüber dem erheblichen 
Verschulden des stark alkoholisierten und die zulässige Höchstgeschwindigkeit erheblich überschrei-
tenden Autofahrers vollständig zurücktrat. 
 



 
22. Verkehrsunfall – Nachweis von Vorschäden und deren Beseitigung 

gegenüber der Versicherung  
 
Bei einem Verkehrsunfall mit einem bereits vorgeschädigten Fahrzeug darf die gegnerische Haftpflicht-
versicherung vom Geschädigten Nachweise über den Vorschaden und dessen Reparatur verlangen. So-
lange diese Unterlagen nicht vorgelegt werden, ist die Versicherung nicht verpflichtet, den Schaden zu 
regulieren. 
 
In einem konkreten Fall wurde nach einem Unfall ein Sachverständigengutachten erstellt. In der Zu-
sammenfassung enthielt das Gutachten unter „Vorschäden“ den Eintrag „Heckschaden“. Der Sachver-
ständige führte hierzu Folgendes aus: „Am Fahrzeug wurden Vorschäden festgestellt bzw. angegeben 
(siehe Zusammenfassung des Gutachtens). Die Instandsetzung der festgestellten Vorschäden erfolgte 
sach- und fachgerecht.“ Unter der Überschrift „Unreparierte Vorschäden“ findet sich der Eintrag: „Am 
Fahrzeug wurden keine unreparierten Vorschäden festgestellt.“ 
 
Der Geschädigte verlangte nun von der gegnerischen Haftpflichtversicherung die Regulierung des 
Schadens. Die Zahlung wurde verweigert, da die vorhandenen Unterlagen keine eindeutige Ermittlung 
des unfallbedingten Schadens ermöglichten und unklar blieb, ob es zu einer Überlagerung mehrerer 
Schäden gekommen war. Daraufhin ließ der Geschädigte das Fahrzeug instandsetzen. Die Versicherung 
zahlte nun zwar u.a. die Gutachterkosten und die beschädigte Brille, verweigerte jedoch die Erstattung 
der Reparaturkosten des Fahrzeugs, solange der Nachweis zur ordnungsgemäßen Beseitigung des Vor-
schadens fehlte.  
 
Nachdem der Geschädigte die entsprechenden Unterlagen vorlegen konnte, aus denen zu erkennen war, 
dass der Heckschaden sach- und fachgerecht repariert wurde, zahlte die Versicherung. 
 
Hinweis: Für den Fall eines Verkehrsunfalls sollten daher alle Belege aufbewahrt werden, die belegen, 
dass evtl. Schäden am Fahrzeug sach- und fachgerecht beseitigt wurden. 
 
 
23. Gesetzliche Unfallversicherung – Sturz beim Tablettenholen 
 
Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (LSG) hatte zu entscheiden, ob es sich bei dem nachfol-
genden Sachverhalt um einen von der gesetzlichen Unfallversicherung abgedeckten Arbeitsunfall han-
delt. Eine Arbeitnehmerin trat kurz vor 6 Uhr ihre Frühschicht in einer Näherei an. Ihren Pkw hatte sie 
in der Nähe des Betriebs auf einem öffentlichen Parkplatz abgestellt. Gegen 9.30 Uhr bemerkte sie, dass 
sie die von ihr regelmäßig einzunehmenden Epilepsie-Tabletten in ihrem Pkw vergessen hatte. Da ihre 
Schicht erst gegen 11 Uhr enden sollte, ging sie zu ihrem Auto, um die Tabletten zu holen. Auf dem 
Rückweg zur Arbeit stürzte sie auf einem Fußweg und brach sich das rechte Handgelenk. 
 
Das LSG entschied, dass dies nicht unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung stand und 
somit kein Arbeitsunfall vorlag, denn die Einnahme von Medikamenten gehört nicht zu den arbeitsver-
traglichen Pflichten, sondern ist dem nicht versicherten, persönlichen Lebensbereich zuzuordnen. Hätte 
die Frau mit der Einnahme der Epilepsie-Tabletten bis zum Schichtende gewartet, wäre ihre Arbeitsfä-
higkeit nicht gefährdet gewesen. Besteht ein bloß abstraktes Risiko, dass es ohne die regelmäßige Ein-
nahme der Tabletten während der Arbeitszeit zu einem Epilepsie-Anfall kommt, liegt die Einnahme 
vorrangig im privaten Interesse, also dem nicht versicherten Bereich. 
 
Hingegen kann ein zum Versicherungsschutz führendes, überwiegend betriebliches Interesse dann be-
stehen, wenn vergessene Gegenstände geholt würden, die zwingend benötigt werden, um die Arbeit 
fortzusetzen. Dies hat das Bundessozialgericht (BSG) etwa für das Holen einer Brille oder des Schlüs-
sels für einen Spind bejaht. Ebenso hat das BSG entschieden, dass der Weg zum Mittagessen während 
einer vollschichtigen beruflichen Tätigkeit grundsätzlich versichert ist. Dies ist dadurch begründet, dass 
erst die Nahrungsaufnahme die Arbeitsfähigkeit auch für den Nachmittag sicherstellt. Diese Wertung 



lässt sich aber nicht auf das Holen vergessener Tabletten übertragen, wenn deren Einnahme nicht zwin-
gend erforderlich ist, um die Arbeit fortzusetzen. 
 
 
24. Neue „Düsseldorfer Tabelle“ seit dem 1.1.2025 
 
Die von dem Oberlandesgericht Düsseldorf herausgegebene „Düsseldorfer Tabelle“ wurde zum 
1.1.2025 geändert. Gegenüber der Tabelle 2024 sind im Wesentlichen die Bedarfssätze minderjähriger 
und volljähriger Kinder angehoben worden. Außerdem sind die Anmerkungen zur Tabelle teilweise neu 
gefasst worden, womit aber keine inhaltlichen Änderungen verbunden sind. 
 
Die „Düsseldorfer Tabelle“ stellt eine bloße Richtlinie dar und dient als Hilfsmittel für die Bemessung 
des angemessenen Unterhalts im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches. Die in der Tabelle ausgewiese-
nen Richtsätze sind Erfahrungswerte, die den Lebensbedarf des Kindes ausgerichtet an den Lebensver-
hältnissen der Eltern und an seinem Alter auf der Grundlage durchschnittlicher Lebenshaltungskosten 
typisieren, um so eine gleichmäßige Behandlung gleicher Lebenssachverhalte zu erreichen.  
 
Die Tabelle wird von allen Oberlandesgerichten zur Bestimmung des Kindesunterhalts verwandt. Die 
Tabellenstruktur ist gegenüber 2024 unverändert. Es verbleibt bei 15 Einkommensgruppen und dem der 
Tabelle zugrundeliegenden Regelfall zweier Unterhaltsberechtigter. Die erste Einkommensgruppe endet 
weiterhin bei 2.100 €, die 15. Einkommens-gruppe bei 11.200 €. 
 
Zum 1.1.2024 betragen die Regelsätze bei einem Nettoeinkommen des/der Unterhaltspflichtigen bis 
2.100 €: 
 
• 482 € für Kinder von 0 – 5 Jahren 
• 554 € für Kinder von 6 – 11 Jahren 
• 649 € für Kinder von 12 – 17 Jahren und 
• 693 € für Kinder ab 18 Jahren. 
 
Die Sätze steigen mit höherem Einkommen um bestimmte Prozentsätze. 
 
Die gesamte Tabelle befindet sich auf der Internetseite des Oberlandesgerichts Düsseldorf unter 
https://www.olg-duesseldorf.nrw.de – Schnellzugriff – Düsseldorfer Tabelle. 
 
 
 
 
 
 
  

Basiszinssatz 
nach § 247 Abs. 1 BGB  
maßgeblich für die Berechnung 
von Verzugszinsen 

 seit 1.1.2025 = 2,27 % 
 1.7. – 31.12.2024 = 3,37 % 
 1.1. – 30.6.2024 = 3,62 % 
 1.7. – 31.12.2023 = 3,12 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

www.bundesbank - Basiszinssatz 
 

  

Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
(§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
 zzgl. 40 € Pauschale 

 
 

https://www.olg-duesseldorf.nrw.de/infos/Duesseldorfer_Tabelle/Tabelle-2025/index.php
https://www.bundesbank.de/de/bundesbank/organisation/agb-und-regelungen/basiszinssatz-607820


Verbraucherpreisindex 
(2020 = 100) 

2025: Januar = 120,3 
2024: Dezember = 120,5; November = 119,9; Oktober = 120,2; 
September = 119,7; August = 119,7; Juli = 119,8; Juni = 119,4; 
Mai = 119,3; April = 119,2; März = 118,6; Februar = 118,1 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Rechtsstand: 10.2.2025 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

